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1 Status des BRUBEG im Gesetzgebungsprozess

Der deutsche Gesetzgeber konnte die Vorgabe der EU - die nationalen Umsetzung der Regelungen der CRD VI bis
zum 10. Januar 2026 - nicht einhalten. Der erste Referentenentwurf für das Bankenrichtlinienumsetzungs- und
Bürokratieentlastungsgesetz (BRUBEG) verzögerte sich bis zum 22. August 2025.

Die nationale Umsetzung der CRD VI

1.1 Betroffene Gesetze und Verordnungen

Aufgrund der Änderungen an CRR III und CRD VI sind Modifikationen an den unterschiedlichsten nationalen 
Legalquellen erforderlich. Wobei die Transformationen der Kapitaladäquanzrichtlinie (hier CRD VI) erst durch die 
nationale Umsetzung wirksam werden können, während die Kapitaladäquanzverordnung (CRR III) nach deren 
Inkrafttreten direkt verbindlich wurde. Der lange Zeitraum bis zum ersten nationalen Gesetzentwurf wird 
verständlicher bei Betrachtung der vielen Änderungen in der Vielzahl der betroffenen Dokumente, immerhin 
sollen zehn Gesetze und vier Verordnungen im Rahmen des BRUBEG geändert werden.

Abb. 1: Inkrafttreten des BRUBEG1 im Jahr 2026 

1Quelle: Dr. Sabine Albrecht , Nils Judenhagen,11.12.2025: BaFIN/BuBa Präsentation: BRUBEG und die Umsetzung der CRD VI, Seite 3
2Quelle: Sabrina Gehder, 29.01.2026  https://bundestagszusammenfasser.de/details?docid=1011

Inzwischen passierte der Gesetzentwurf die erste Lesung am 19.12.2025 im Bundestag und die erste Beratung im 
Bundesrat fand am 21.11.2025 statt. Ein schon für den 18.12.2024 angekündigtes und von BaFin und Bundesbank 
gemeinsam geplantes digitales Aufsichtsbriefing im Fokus „BRUBEG und die Umsetzung der CRD VI“ wurde 
zunächst abgesagt und konnte erst am 11. Dezember 2025 nachgeholt werden. Am 29.01.2026 fanden die zweite 
und dritte Lesung im Bundestag statt. Mit dem Inkrafttreten wird im März 2026 gerechnet.

• Kreditwesengesetz (KWG),
• Sanierungs- und Abwicklungsgesetz (SAG),
• Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetz (FinDAG),
• Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz (ZAG),
• Wertpapierinstitutsgesetz (WpIG),
• Kreditzweitmarktgesetz (KrZwMG),
• Kryptomärkteaufsichtsgesetz (KMAG),
• Kapitalanlagegesetzbuch (KAGB),
• Pfandbriefgesetz (PfandBG),
• Versicherungsaufsichtsgesetz (VAG).

Gesetze
• Finanzdienstleistungsaufsichtsgebühren-

verordnung (FinDAGebV),
• Anzeigenverordnung (AnzV), 
• Solvabilitätsverordnung (SolvV), 
• Groß- und Millionenkreditverordnung (GroMiKV).

Verordnungen
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Abb. 2  Status im Gesetzgebungsprozess2 des BRUBEG  im Zeitraum 2025/26
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Gemäß §26e KWG erfolgt die Überprüfung der Integration von Umwelt-, Sozial- und Governance-Risiken in die 
Risikostrategien und -prozesse in Abhängigkeit von Bilanzsumme und Risikosensitivität der Geschäfte, 
regelmäßig, mindestens aber alle zwei Jahre. 

Hierzu muss zukünftig gemäß §26d KWG ein ESG-Risikoplan erstellt werden, der kurz-, mittel- und langfristige 
finanzielle ESG-Risiken des Geschäftsmodells bis zu zehn Jahren berücksichtigt - insbesondere zur Erreichung 
der Klimaziele der Europäischen Union. Es müssen angemessene und quantifizierbare Ziele und Kennzahlen zur 
Steuerung der ESG-Risiken verwendet werden. 

Ebenso sind die ESG-Risiken sowohl bei den regelmäßig stattfindenden internen Stresstests als auch in der 
Vergütungspolitik zu berücksichtigen. 

Dem Proportionalitätsprinzip folgend, führt der deutsche Gesetzgeber gemäß §26c Abs. 1 Punkt 2 KWG diese 
Überprüfung der ESG-Risiken bei kleinen und nicht komplexen Instituten nur alle zwei Jahre durch. Diese 
privilegierten Institute dürfen sich dabei gemäß §26d Abs. 1 KWG bis zum 31. Dezember 2029 auf finanzielle 
Risiken im Zusammenhang mit umweltbezogenen Risiken, insbesondere Klimarisiken beschränken. Für kleine und 
nicht komplexe Institute ist es auch unter engen Voraussetzungen und nach Anzeige bei der Aufsichtsbehörde 
möglich, ESG-bezogene Ziele rein qualitativ zu umschreiben.

2.1 ESG-Risikomanagement

Die nationale Umsetzung der CRD VI

Bei der Umsetzung in deutsches Recht lassen die Vorgaben in der CRD VI nur wenige Spielräume für den 
Gesetzgeber, nationale Besonderheiten zu berücksichtigen. Immerhin nutzt das BRUBEG einige Optionen, kleine 
und mittlere Institute dem Proportionalitätsprinzip folgend, zu entlasten, wie nachfolgend bei den einzelnen 
Punkten aufgezeigt wird. 

2.2 Neue Anzeigepflichten für Banken und Finanzholdinggesellschaften 

Durch das BRUBEG erfolgt eine Stärkung der Befugnisse der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungen (BaFin). 

• Auskunfts-, Durchsuchungs-, Ermittlungsrechte gegenüber der Bankenwirtschaft werden erweitert 
entsprechend § 44 KWG

• Sanktionsmöglichkeiten und Bußgeldtatbestände, auch bei Verstoß gegen ESG-Anforderungen, 
Anzeigepflichten und das neue Aufsichtsregime für Zweigstellen von Banken aus Drittstaaten werden 
gestärkt 

• Die Befugnis zur Verhängung von periodischen Zwangsgeldern zur Durchsetzung aufsichtsrechtlicher 
Anforderungen von bis zu 50.000 Euro pro Tag bei natürlichen Personen und bis zu 5% des durchschnittlichen 
Nettotagesumsatzes bei Unternehmen gemäß § 50 KWG wird erteilt.

2.3 Befugnisse der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)

2 Die Eckpunkte des BRUBEG

Im BRUBEG wurden die folgenden Anzeigepflichten neu aufgestellt oder erweitert.

Anzeige von Diversitäts- und 
Vergütungsdaten

Anzeige von 
Verschmelzungen und 
Spaltungen

Anzeige des Erwerbs und der 
Veräußerung wesentlicher 
Beteiligungen

Anzeige wesentlicher 
Übertragungen von 
Vermögenswerten und 
Verbindlichkeiten
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Abb. 3: Neue und erweiterte Anzeigepflichten durch BRUBEG



Die EU-weite Vereinheitlichung des Marktzugangs von Drittstaatenzweigstellen (third country branches, „TCBs“) 
wird in den §53b-§53cq des KWG umgesetzt. Hierzu werden TCBs mit Risikoklasse 1 und 2 definiert:
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2.4 EU-Marktzugang - Aufsichtsregime für Drittstaatenzweigstellen

Eine Drittstaaten-Zweigstelle bedarf für die Erbringung ihrer Dienstleistungen der Erlaubnis der BaFin. 
Drittstaatenzweigstellen müssen dazu die im BRUBEG definierten Anforderungen erfüllen. TCB mit Risikoklasse 1 
unterliegen höheren Anforderungen, TCB mit Risikoklasse 2 geringeren, insbesondere hinsichtlich: 

• Kapitalausstattung: 2,5% bzw. 0,5% der durchschnittlichen Verbindlichkeiten

• Liquidität: analog CRR bzw. 30 Tage Liquiditätsabflüsse hinterlegt bei BUBA oder Inland CRR-KreditInstitut

Das BRUBEG legt auch die je nach Risikoklasse gestaffelten Anforderungen für interne Unternehmensführung, 
Risikomanagement und Rechnungslegung fest.
 

2.4.2 Anforderungen

2.4.3 Meldepflichten

Zur Beaufsichtigung von Drittstaatenzweigstellen der Risikoklasse 1 müssen diese die im BRUBEG definierten, 
halbjährlichen aufsichtlichen Meldungen erstellen. Dem Proportionalitätsprinzip folgend sind Drittstaaten-
zweigstellen der Risikoklasse 2 hingegen nur zu weniger umfangreichen Meldungen im jährlichen Rhythmus 
verpflichtet. Die BaFin kann qualifizierte CRD-Drittstaatenzweigstellen ganz oder teilweise von den Meldungen 
befreien, wenn sie die Informationen direkt von den Aufsichtsbehörden des Sitzlandes des Kopfunternehmens 
erhält. 

Qualifizierte 
Drittstaaten-
zweigstelle

Drittstaatenzweigstelle
mit Risikoklasse 2

Drittstaatenzweigstelle
mit Risikoklasse 1

Abb. 4:  Risikoklassifizierung der Drittstaatenzweigstellen gemäß KWG                 

• Mindestbilanzsumme 5 Mrd. Euro oder
• Mindestens 50 Mio. Euro Privatkundeneinlagen oder
• Mindestens 5 Prozent Privatkundeneinlagen an den 

Gesamtverbindlichkeiten der Zweigstelle oder
• Keine qualifizierte Drittstaatenzweigstelle

• Bleibt unterhalb aller Schwellen der Risikoklasse 1 
Drittstaatenzweigstellen

• Der Regulierungsrahmen im Sitzland des 
Kopfunternehmens entspricht mindestens dem der 
CRR III Standard und

• Sitzland des Kopfunternehmens nicht mit 
besonderer Geldwäsche- oder Terrorismus-
gefährdung

2.4.1 Risikoklassifizierung

Zusätzlich kann die nationale Aufsicht bei Übersteigen der Bilanzsumme von 

• 40 Mrd. Euro aller CRD-Drittstaatenzweigstellen derselben Drittstaatengruppe in der Europäischen Union oder

• 10 Mrd. Euro innerhalb einer Drittstaatenzweigstelle 

die Gründung eines Kreditinstituts innerhalb der EU verlangen. 



Gemäß §24 ff. KWG müssen Geschäftsleiter oder Mitglieder des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans ihre 
Qualifikation in erweitertem Umfang nachweisen. Die Aufsicht darf diese individuellen Fähigkeiten und 
Kenntnisse auch in Interviews verifizieren und erforderlichenfalls Schulungen anordnen. Geschäftsleiter haben 
ihrerseits dafür Sorge zu tragen, dass die Eignung der Inhaber von Schlüsselfunktionen regelmäßig überprüft 
wird.

Hierzu kann es bei kleinen und nicht komplexen Instituten Erleichterungen geben. Dies ist in Deutschland 
insbesondere deshalb relevant, weil Bürgermeister und Landräte per Gesetz Vorsitzende der Verwaltungsräte der 
von ihren Kommunen getragenen Sparkassen sind. Sicherlich kann nicht jeder Amtsinhaber von Anfang an die 
erforderlichen Kenntnisse nachweisen.  

Bei der Bestellung von Mitgliedern und stellvertretenden Mitgliedern des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans 
muss unter anderem sichergestellt werden, dass diese ihre Aufgaben auch zeitlich erfüllen können. Dies führt zu 
einer Begrenzung der Mandate, sodass einzelne Personen nur eine bestimmte Anzahl an Positionen gleichzeitig 
ausführen dürfen. Zusätzlich darf die Interne Revision nicht mit anderen Geschäftsbereichen oder 
Kontrollfunktionen des Instituts kombiniert werden.

Über Berufung von Geschäftsleitern oder die Bestellung eines Mitglieds des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans 
müssen die Aufsichtsbehörden mindestens 30 Arbeitstage vor der Übernahme der Funktion informiert werden. 
Die Aufsicht hat die Möglichkeit, die Bestellung ungeeigneter Personen zu verhindern.
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Die mit dem BRUBEG beabsichtigten Bürokratieentlastungen wurden im Gesetzentwurf im Saldo auf geschätzte 
90 Millionen Euro Einsparungen der Wirtschaft beziffert. Diese setzen sich zusammen aus:

2.6 Bürokratieentlastung

34

25

16

Unternehmensorgantransaktionen

Entfall von Pflichten aufgrund der Anhebung 
des Schwellwertes auf 100.000 Euro bei 
Unternehmensorgantransaktionen

Großkredite
Erleichterungen bei der nachträglichen 
Beschlussfassung und Dokumentation 
aufgrund von Änderungen des Kernkapitals

Personenorgangeschäfte
Entfall von Pflichten aufgrund der An-
hebung des Schwellwertes auf 100.000 
Euro bei Personenorgangeschäften.

Prüfung der Wirtschaftlichen Verhältnisse
Entfall der Prüfung und der 
laufenden Prüfung der 
wirtschaftlichen Verhältnisse bei 
Krediten bis 1,5 Mio. Euro

Kryptowertpapierregister
In speziellen Fällen darf das Krypto-
wertpapierregister auch ohne vorherige 
Erlaubniserteilung der Aufsicht geführt werden

Deckungsregistereintragungen
Wegfall der halbjährlichen 
Übermittlung der 
Deckungsregistereintragungen 

Abb. 5: Bürokratieentlastung der Wirtschaft durch das BRUBEG

3 Bewertung des BRUBEG
Im BRUBEG soll die CRD VI gemäß Bundesregierung eins zu eins umgesetzt werden. Das Gesetz wurde nun im 
Bundestag verabschiedet, allerdings wurde bis zuletzt eine große Anzahl von Änderungen vorgenommen – wohl 
auch aufgrund der vielen kritischen Stellungnahmen der Bankverbände3 bis hin zum Bundesrat. Beispiele hierzu: 
Im endgültigen Gesetzentwurf wurden nur noch Einzelkaufleute explizit als Rechtsform für Kreditinstitute 
ausgeschlossen. Zu nennen ist außerdem die Ausnahme der Förderbanken von den ESG-Meldeanforderungen.

Generell wurde kritisiert, dass die Entlastung von kleinen und mittleren Instituten im Sinne der Proportionalität 
nicht weitgehend genug genutzt wurde. Goldplating - die übererfüllende, strengere Umsetzung von EU-
Richtlinien in nationales Recht durch Mitgliedstaaten - wurde insbesondere in der Stellungnahme vom Verband 
der ausländischen Banken e. V.4 vorgeworfen. 
3Quelle: Michaela Zattler, 09.09.2025, Die Deutsche Kreditwirtschaft, Berlin, Stellungnahme Referentenentwurf 
Bankenrichtlinienumsetzungs-und Bürokratieentlastungsgesetz (BRUBEG)
4Quelle: https://vib.network/vib-stellungnahme-vom-06-januar-2026-zum-regierungsentwurf-des-bankenrichtlinie-umsetzungs-und-
buerokratieentlastungsgesetzes-brubeg/

2.5 „Fit & Proper“ - Nachweis der Qualifikation von Führungskräften
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4 plenum Beratungsansatz
plenum ist Ihr kompetenter Sparringspartner – umfassende fachliche und regulatorische Expertise sowie eine 
breite Markt- und Branchenerfahrung zeichnen uns aus. Wir begleiten Sie bei den Herausforderungen durch die 
nationale Umsetzung der CRD VI.

Unser Angebot
plenum begleitet Projekte zur Umsetzung aufsichtsrechtlicher Neuerungen und für den Aufbau moderner 
Dateninfrastrukturen, die den gewachsenen regulatorischen und fachlichen Anforderungen hinsichtlich 
Datenmenge und -qualität gerecht werden. 

Geldwäsche (AML)
plenum bietet einen Quick Check zur AML-
VO sowie Beratung zum Einsatz von KI im 
AML- und CFT-Umfeld an.

Nachhaltigkeit

plenum bietet Unterstützung bei der 
Einführung der ESG-Offenlegung und bei 
der Umsetzung der ESG-Regelungen im 
Rahmen der CRR III.

Governance

plenum unterstützt bei der Umsetzung von 
DORA. Hierbei hat sich unsere strukturierte 
auf zehn Themenkomplexen basierende 
Gap-Analyse bewährt.

Digitalisierung

plenum unterstützt bei der Messung und 
Kommunikation des Cyber-Resilienz-Reife-
grads. Unser KI-Entwicklungsservice bietet 
effiziente Steuerung und Integration 
modernster Technologien. 

Abb. 6: plenum – Angebot

• Die CRR III fordert eine zentralisierte Offenlegung 
umgesetzt mit dem EBA Pillar III Data HUB (P3DH) 
im XBR CSV Format

• Prisma - standardisierte fachliche Melde-
verarbeitung auf Basis des klassischen Extranets 
und Umstellung auf das Portal Neukonzeption 
Extranet (NExt)  

• Nationale Umsetzung der CRD VI mit dem 
Bankenrichtlinien Umsetzungs- und 
Bürokratieentlastungsgesetz

• MaRisk 9. Novelle mit dem Schwerpunkt 
Proportionalität und Bürokratieentlastung 

• Revisionssichere Automatisierung des DORA-
Informationsregisters mit validierten Meldungen

• IRef basierend auf BIRD und EBA Lang-frist-
Vision Integrated Reporting System

• Unterstützung bei Test und Einführung des 
Pillar III Data HUB mit zertifizierten Beratern in 
Abacus, Bais und dedizierten Meldetools

• Projekterfahrung und Know-how mit dem 
Extranet, z.B. Einführung der ESG- Meldung und 
parallel Umstellung der Meldungen auf NExt

• Gap Analyse: CRD VI vs. BRUBEG zeigt 
Goldplating mit höheren Anforderungen als CRD 
VI statt Entlastung

• Identifizierung von Aufwand- und 
Kosteneinsparpotenzialen 

• plenum.unik – Informations Register 
Intelligence Solution (D-Quantum basiertes 
Tool) 

• Unterstützung bei der Analyse des für 2026 
geplanten Konsultationspapiers und bei der 
Umsetzung bis 2029

Herausforderungen plenum Beratungsansätze
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